
beit Glück und Erfolg gebracht hat, in einer kamerad­
schaftlichen Form anerkennend zeigen und ihm eine 
Freude bereiten würde.
Nach alledem war das Teilurteil des Kreisgerichts auf­
zuheben und die Klage insoweit abzuweisen.

A n m e r k u n g e n :
I

Der vorliegende Fall zeigt, wie schwierig die Aufgabe 
des Gesetzgebers ist, bei der Lehre vom Persönlich­
keitsrecht das Recht der Einzelpersönlichkeit in die 
ebenfalls zu wahrenden Interessen der Gesellschaft 
richtig einzugliedern. Offenbar angeregt von P u s c h e l  
in N J  1963 S. 62 — er wendet sich hinsichtlich der Be­
stimmung des § 23 Abs. 1 Z i f f .  1 KUG gegen eine Auf­
spaltung der Menschen in eine kleine Gruppe, die die 
Zeitgeschichte macht, und eine große Gruppe, mit der 
Zeitgeschichte gemacht wird — legt das Bezirksgericht 
dar, daß zwar das Bild eines „namenlosen“ Kindes sehr 
wohl ein Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte 
darstellen kann (§ 23 Abs. 1 Z i f f .  1 KUG), daß aber 
dann diese als Ausnahme eng auszulegende Bestim­
mung zum Regelfall werden und keinen ausreichenden 
Persönlichkeitsrechtsschutz mehr gewährleisten würde. 
Hätte aber nicht demselben Gedanken auch bei Prü­
fung der Anwendbarkeit des § 23 Abs. 1 Z i f f .  4 KUG 
(„sofern die Verbreitung einem höheren Interesse der 
Kunst dient") nachgegangen werden müssen? Denn so, 
wie das Bezirksgericht diese Bestimmung aitslegt, führt 
sie ebenfalls dazu, daß immer dann, wenn ein Bild oder 
Photo künstlerisch wertvoll ist, zu seiner Verbreitung 
und Zurschaustellung keine Einwilligung des Abge­
bildeten erforderlich ist.
In Wirklichkeit liegt das Kriterium, ob ohne oder nur 
mit Einwilligung des Abgebildeten Bildnisse verbreitet 
oder zur Schau gestellt werden dürfen, auf einer ganz 
anderen Ebene. Bei § 23 Abs. 1 Z i f f .  1 KUG ist es das 
schutzwürdige Bedürfnis der Allgemeinheit nach Infor­
mationen über das Zeitgeschehen, das Persönlichkeits­
rechte einzelner, mit dem Zeitgeschehen verbundener 
Bürger in zumutbaren Grenzen einschränkt. Die Ab­
bildung einer Persönlichkeit des Zeitgeschehens auf 
einem Werbeprospekt als Titelbild dagegen bleibt ohne 
Einwilligung des Abgebildeten eine unzulässige Ver­
breitung seines Bildnisses gern. § 22 KUG, weil sie 
nicht dem zu schützenden Informationsbedürfnis der 
Allgemeinheit, sondern gewerblichen Zwecken dient. 
Im Falle des § 23 Abs. 1 Z i f f .  4 KUG bringt der Gesetz­
geber die zulässige Zweckbestimmung der Verbreitung 
und Zurschaustellung schon durch den Wortsinn der 
Fassung zum Ausdruck, wenn er festlegt, daß die Ver­
breitung einem höheren Interesse der Kunst d i e n e n  
muß. Es ist also nicht allein der künstlerische Wert ent­
scheidend, sondern auch die Zweckbestimmung. Wenn 
sie auch gewerblichen Zwecken dient, dann t r i f f t  die 
Bestimmung des § 23 Abs. 1 Z i f f .  4 KUG nicht zu. Das 
ergibt der Grundsatz, daß Ausnahmebestimmungen 
niemals ausdehnend ausgelegt werden dürfen. Wenn 
gesetzlich bestimmt ist, daß ausnahmsweise ein Photo 
zur Verbreitung und Zurschaustellung nicht der Einwil­
ligung des Abgebildeten bedarf, wenn dies einem hö­
heren Interesse der Kunst dient, so erstreckt sich dieser 
Tatbestand nicht auf Fälle, in denen diese Verbreitung 
und Zurschaustellung auch gewerblichen Zwecken 
dient.
Die Verwendung des Bildes in einem Werbeprospekt 
und — was gegebenenfalls im einzelnen hätte unter­
sucht werden müssen — möglicherweise auch bei der 
Verwendung als Titelbild eines Photo-Jahrbuches 
diente jedenfalls nicht dem höheren Interesse der 
Kunst. Es ist nicht einzusehen, warum ein, Kunstmaler 
oder Photograph oder der Herausgeber von Druck­

schriften nicht auf gesetzlichem Wege angehalten wer­
den soll, um die Einwilligung des Abgebildeten nach­
zusuchen.
Auch bei der Zurschaustellung in Ausstellungen wird 
dieser Unterschied zu machen sein. Dient diese aus­
schließlich einem höheren Interesse der Kunst, so 
bedarf die Zurschaustellung nicht der Einwilligung des 
Abgebildeten. Das ist sicherlich immer der Fall 
bei Veranstaltungen staatlicher Kunstausstellung en> 
während bei Ausstellungen des Kunsthandels im ein­
zelnen zu prüfen sein wird, inwieweit sie auch gewerb­
lichen Zwecken dienen.
Wenn die Verbreitung von Bildnissen nicht der Infor­
mation der Allgemeinheit über mit dem Zeitgeschehen 
verbundene Persönlichkeiten und nicht ausschließlich 
einem höheren Interesse der Kunst dient, so wird der 
Abgebildete durch die Strafbestimmung des § 33 
Z i f f .  2 KUG geschützt. Gern. § 823 Abs. 2 BGB macht 
sich darüber hinaus derjenige, der das Bildnis ohne 
Einwilligung des Abgebildeten zur Schau stellt, ver­
breitet oder auch nur dabei mitwirkt, schadenersatz­
pflichtig (vgl. KrG Leipzig, NJ 1962 S. 751). Der Schaden 
besteht schon darin, daß dem Abgebildeten für seinen 
Beitrag am Gelingen der Aufnahme kein angemessenes 
Honorar gezahlt worden ist, das er sich in angemes­
sener Höhe für den Fall der Verbreitung seines Bild­
nisses in Zusammenhang mit der Erteilung seiner Ein­
willigung ausbedungen hätte. Soweit Püschel in NJ 1963
S. 62 in diesem Zusammenhang vom Entgehen einer 
Vergütung für die „Mitwirkung“ des Abgebildeten am 
Gelingen des Photos als Schaden spricht, so wird kein 
Unterschied zwischen bewußtem und unbewußtem 
Beitrag am Gelingen, also zwischen einem Sich-Photo- 
graphieren-Lassen und einem Photographiertwerden, zu 
machen sein. Denn eine Vergütung im Zusammenhang 
mit der Erteilung der Einwilligung zur Verbreitung der 
Aufnahme, insbesondere zu gewerblichen Zwecken, 
wird nicht gefordert und gewährt für das gegebenen­
falls nur einen kurzen Augenblick währende In-Posi- 
tur-Stellen, sondern im Hinblick auf die gewerbliche 
Zweckbestimmung.
Auch dem Bezirksgericht müssen Bedenken gekommen 
sein, ob die von ihm so weitgehend angenommene Be­
freiung von der Einwilligung des Abgebildeten mit der 
Wahrung des Rechts des Abgebildeten noch in Ein­
klang zu bringen ist, wenn es am Urteilsschluß aus­
führt, daß aus m o r a l i s c h e n  Gesichtspunkten sehr 
wohl eine Vergütungsgewährung angebracht sei. In 
Wirklichkeit aber besteht zumindest im Falle der Ver­
wendung des Photos in den beiden Werbeprospekten, 
gegebenenfalls auch als Titelbild des Jahrbuchs, nach 
dem oben Ausgeführten ein R e c h t s a n s p r u c h  des 
Klägers auf eine Vergütung in Form eines Schaden­
ersatzanspruchs. Dieser ist gleichzeitig gegen den 
Herausgeber der Prospekte, gegebenenfalls auch des 
Jahrbuchs, gegeben, da diese bei der Verbreitung des 
Bildnisses zu gewerblichen Zwecken mitgewirkt und 
auf jeden Fall insofern schuldhaft gehandelt haben, als 
sie sich nicht über das Vorliegen der Einwilligung des 
Abgebildeten vergewissert haben.
Der Anspruch besteht auf Zahlung eines einmaligen) 
gegebenenfalls nach Anhören sachverständiger Stellen 
gern. § 287 ZPO zu schätzenden Betrags. Bei seiner 
Festlegung wird sein Verhältnis zu den erzielten Ein­
nahmen des Photographen zu berücksichtigen sein.
Rechtsanwalt Dr. Helmut T e g e t m e y e r ,  Mitglied 
des Kollegiums der Rechtsanwälte im Bezirk Leipzig

II
Wenn auch dem Urteil des Bezirksgerichts nicht in 
allen Punkten gefolgt werden kann, so verdienen doch 
die Sorgfalt, die Aufgeschlossenheit und die mensch-
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